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Staatskanzlei des Landes Schleswig-Holstein  
Frau Dr. Vivien Voss  
Düsternbrooker Weg 104  

24105 Kiel  

  

    

Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung der Formerfordernisse 

im Dienstrecht und Anpassung weiterer dienstrechtlicher Regelun-
gen – Stellungnahme des DGB im Rahmen der Verbandsanhörung 

 

Sehr geehrte Frau Dr. Voss, sehr geehrte Damen und Herren, 

die Staatskanzlei des Landes Schleswig-Holstein hat den Deutschen Gewerk-

schaftsbund (DGB) mit Schreiben vom 8. Juli 2026 im Rahmen der Verbandsan-

hörung um eine Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Modernisie-

rung der Formerfordernisse im Dienstrecht und Anpassung weiterer 
dienstrechtlicher Regelungen gebeten. Dieser Bitte kommt der DGB hiermit 

gerne nach. 

Bereits mit Schreiben vom 22. Mai 2026 hat der DGB im Rahmen der frühzeiti-
gen Beteiligung erste Hinweise und Kritikpunkte zu der damaligen Fassung des 

Gesetzentwurfs übermittelt. Diese konnten im Beteiligungsgespräch am 10. 
Juni 2026 mit der Staatskanzlei vertieft erörtert werden. Der DGB begrüßt diese 
Möglichkeit des frühzeitigen Austauschs ausdrücklich. Positiv bewertet der DGB 

insbesondere, dass im unmittelbaren Nachgang zu diesem Gespräch Änderun-

gen an § 59 Abs. 2 LBG-E zur fiktiven Fortschreibung der Regelbeurteilung frei-

gestellter Personalratsmitglieder, Gleichstellungsbeauftragter und Vertrauens-
personen der schwerbehinderten Menschen sowie an § 79 LBG-E zu den 
anzeigefreien Tätigkeiten nach Beendigung des Beamtenverhältnisses vorge-
nommen wurden. Beide Änderungen greifen Anliegen auf, die der DGB im Rah-

men der frühzeitigen Beteiligung vorgetragen hat. 

An den bereits mit Schreiben vom 22. Mai 2026 vorgetragenen grundsätzlichen 
Hinweisen hält der DGB im Übrigen fest. Darüber hinaus ergeben sich aus dem 
nunmehr vorliegenden Entwurf aus Sicht des DGB und seiner Gewerkschaften 
folgende Anmerkungen: 

 

 

19. August 2026 

Olaf Schwede 
Abteilungsleiter 
Öffentlicher Dienst/ Beamte/ 
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Zu § 15 LBG – Anerkennung von Laufbahnbefähigungen 

Der DGB hält an seiner Forderung fest, bei anderen Dienstherren erworbene 
Laufbahnbefähigungen und berufliche Erfahrungen möglichst umfassend anzu-
erkennen. Die ohnehin geringe Mobilität zwischen den verschiedenen Dienst-

herren sollte nicht durch eine weitere Auseinanderentwicklung des Laufbahn-
rechts zusätzlich erschwert werden. Dies liegt auch im Interesse der 

Personalgewinnung des Landes Schleswig-Holstein. 

 

Zu § 19 LBG – gesundheitliche Bewährung 

Der Gesetzentwurf stellt klar, dass vor der Ernennung auf Lebenszeit erneut 
eine ärztliche Begutachtung erfolgen kann, wenn tatsächliche Anhaltspunkte 
vorliegen, die gegen die Bewährung in gesundheitlicher Hinsicht sprechen kön-
nen. 

Der DGB hält es für erforderlich, die Voraussetzungen für eine solche erneute 

Begutachtung eng und transparent zu handhaben. Krankheitsbedingte Fehlzei-

ten dürfen für sich genommen nicht zu einer routinemäßigen erneuten Über-
prüfung der gesundheitlichen Eignung führen. Die in der Gesetzesbegründung 

hervorgehobenen Anforderungen an Verhältnismäßigkeit und tatsächliche An-
haltspunkte sollten deshalb auch in der Verwaltungspraxis verbindlich berück-

sichtigt werden. 

 

Zu § 20 LBG und § 7a ALVO – Erprobungszeit 

Der DGB hält an seiner Kritik an der Verlängerung der Mindesterprobungszeit 

von drei auf sechs Monate fest. Diese Änderung führt zu einer unmittelbaren 
Verlängerung des Zeitraums bis zu einer möglichen Beförderung und damit zu 
einer Verschlechterung für die betroffenen Beamtinnen und Beamten. 

Positiv bewertet der DGB, dass Zeiten bereits übertragener Tätigkeiten auf die 

Erprobungszeit angerechnet werden können, wenn diese mindestens dem hö-
her bewerteten Dienstposten entsprochen haben und sich die Beamtin oder 

der Beamte darin bereits erprobt hat. Diese Möglichkeit sollte in der Praxis 
großzügig genutzt werden. 

 

Zu § 23 LBG und § 12 ALVO – Nachteilsausgleich 

Der DGB begrüßt das Ziel, den Nachteilsausgleich übersichtlicher und einfacher 

zu gestalten. Kritisch ist jedoch, dass die berücksichtigungsfähigen Verzöge-
rungszeiten künftig einheitlich auf insgesamt zwei Jahre begrenzt werden sol-
len. Nach geltendem Recht können bei mehreren Kindern insgesamt bis zu drei 

Jahre berücksichtigt werden. Künftig sollen die berücksichtigungsfähigen Zei-

ten unabhängig von der Zahl und Art der berücksichtigungsfähigen Tatbe-
stände auf insgesamt zwei Jahre begrenzt werden. 
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Ein Nachteilsausgleich sollte sich grundsätzlich an der tatsächlich eingetrete-
nen beruflichen Verzögerung orientieren. Der DGB regt deshalb an, die starre 

Begrenzung auf zwei Jahre zu überprüfen und insbesondere bei mehreren Be-

treuungs- oder Pflegephasen eine weitergehende Berücksichtigung zu ermögli-
chen. 

 

Zu § 28 LBG – Abordnung ohne Zustimmung 

Kritisch bewertet der DGB die vorgesehene Verlängerung des Zeitraums, in dem 
eine Beamtin oder ein Beamter ohne Zustimmung zu einer nicht dem Amt ent-
sprechenden Tätigkeit abgeordnet werden kann. Während bislang grundsätz-

lich nach zwei Jahren eine Zustimmung erforderlich ist, soll künftig bei einer 

Tätigkeit, die zwar nicht dem Amt, aber einem Amt mit demselben Grundgehalt 
entspricht, eine zustimmungsfreie Abordnung bis zu fünf Jahren möglich sein. 

Eine Abordnung über einen Zeitraum von bis zu fünf Jahren stellt einen erhebli-

chen Eingriff in die berufliche Situation der Betroffenen dar. Der DGB spricht 
sich deshalb dafür aus, die bisherige Zustimmungsschwelle von zwei Jahren 

beizubehalten. 

 

Zu § 59 LBG sowie §§ 39 und 41b ALVO – dienstliche Beurteilung und fiktive 

Fortschreibung 

Der DGB begrüßt, dass die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung kritisierte 
starre Begrenzung der fiktiven Fortschreibung auf neun Jahre für freigestellte 

Personalratsmitglieder, Gleichstellungsbeauftragte und Vertrauenspersonen 
der schwerbehinderten Menschen im Nachgang zum Beteiligungsgespräch ge-

ändert wurde. Die nunmehr vorgesehene Soll-Regelung ermöglicht es, bei Vor-
liegen einer belastbaren Tatsachengrundlage über den Zeitraum von neun Jah-

ren hinauszugehen und damit besonderen Einzelfällen Rechnung zu tragen. 

Gleichwohl hält der DGB daran fest, dass die Wahrnehmung gesetzlicher Inte-

ressenvertretungsfunktionen nicht zu Nachteilen bei der beruflichen Entwick-
lung führen darf. Langjährige Freistellungen sind regelmäßig Ausdruck einer 
kontinuierlichen Wahrnehmung gesetzlich vorgesehener Aufgaben und dürfen 
nicht faktisch zum Karrierehindernis werden. 

Besonderen Klärungsbedarf sieht der DGB im Bereich der Schulen. Bereits in 
der frühzeitigen Beteiligung wurde darauf hingewiesen, dass Auswahlverfahren 

dort ausschließlich auf Anlassbeurteilungen beruhen. Die nun vorgesehene fik-
tive Fortschreibung knüpft jedoch an die letzte Regelbeurteilung an; fehlt eine 
solche, entfällt nach der Gesetzesbegründung die fiktive Fortschreibung. Der 

DGB bittet deshalb um Klarstellung, wie die fiktive Nachzeichnung für Beschäf-

tigte im Schulbereich gewährleistet werden soll, bei denen systembedingt 

keine Regelbeurteilung als Ausgangspunkt einer Fortschreibung vorliegt. 
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Auch die Ausgestaltung der Vergleichsgruppen sollte weiter überprüft werden. 
Können nicht mindestens fünf vergleichbare Beamtinnen und Beamte gefun-

den werden, sollen zunächst Tarifbeschäftigte derselben Qualifikationsebene 

und gegebenenfalls Beschäftigte einer um eine Stufe abweichenden Besol-
dungs- oder Entgeltgruppe einbezogen werden. Zudem kann bei größeren Ver-
gleichsgruppen aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung eine Auswahl ge-
troffen werden. 

Aus Sicht des DGB müssen die Kriterien für Auswahl und Vergleichbarkeit trans-

parent, nachvollziehbar und überprüfbar sein. Verwaltungsvereinfachung darf 
nicht zulasten der Rechtssicherheit oder der individuellen Beförderungschan-
cen gehen. Dies gilt insbesondere dann, wenn Beurteilungen von Beamtinnen 
und Beamten und Bewertungen von Tarifbeschäftigten oder Ergebnisse aus un-
terschiedlichen Besoldungs- und Entgeltgruppen miteinander vergleichbar ge-

macht werden sollen. 

Für Fälle langjähriger Freistellung sieht die Gesetzesbegründung bei fehlender 

hinreichender Tatsachengrundlage alternative Bewertungsverfahren wie Asses-
sment-Center oder Auswahlgespräche vor. Der DGB hält es für erforderlich, sol-

che Ersatzverfahren normativ klarer abzusichern. Art, Verfahren und Maßstab 
der Bewertung dürfen nicht im Einzelfall weitgehend frei bestimmt werden. 

Auch bei langjähriger Freistellung muss sichergestellt sein, dass die Wahrneh-
mung gesetzlicher Interessenvertretungsfunktionen nicht zu einem Nachteil im 

beruflichen Fortkommen führt. 

 

Zu § 79 LBG – Tätigkeiten nach Beendigung des Beamtenverhältnisses 

Der DGB begrüßt ausdrücklich, dass im Nachgang zum Beteiligungsgespräch 
die von ihm angesprochene Frage der gewerkschaftlichen und sonstigen nach § 

72 Abs. 1 LBG anzeigefreien Tätigkeiten aufgegriffen wurde. Mit dem neu einge-
fügten § 79 Abs. 5 LBG-E wird nun klargestellt, dass diese Tätigkeiten auch nach 

Beendigung des Beamtenverhältnisses nicht den dort geregelten Anzeige- und 

Genehmigungspflichten unterliegen. 

Besonders wichtig ist dies für Tätigkeiten zur Wahrung von Berufsinteressen in 
Gewerkschaften und Berufsverbänden. Der DGB begrüßt, dass die Gesetzesbe-

gründung deren besonderen verfassungsrechtlichen Schutz ausdrücklich her-
vorhebt. 
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Zu § 97 LBG – digitale und hybride Sitzungen des Landesbeamtenausschus-
ses 

Der DGB begrüßt grundsätzlich die Möglichkeit digitaler und hybrider Sitzun-
gen. Positiv ist auch, dass im Nachgang zur Beteiligung nun vorgesehen ist, zu 

Beginn der Sitzung die technische Fehlerfreiheit festzustellen. 

Kritisch bleibt jedoch, dass technische Übertragungsfehler und technische Hin-
derungsgründe anschließend grundsätzlich dem Verantwortungsbereich der 

zugeschalteten Mitglieder zugerechnet werden sollen. Diese Risikozuweisung 
erscheint jedenfalls dort nicht sachgerecht, wo die Mitglieder auf die vom 
Dienstherrn bereitgestellte und zur dienstlichen Nutzung freigegebene techni-

sche Infrastruktur angewiesen sind. Soweit technische Störungen auf bereitge-

stellte Hardware, Software, Netzwerke oder zentrale Dienste zurückzuführen 
sind, dürfen daraus den Mitgliedern des Landesbeamtenausschusses keine 
Nachteile entstehen. 

 

Zu § 107a LBG – Speicherung von Daten von Bewerberinnen und Bewerbern 

für den Polizeivollzugsdienst 

Während des laufenden Anhörungsverfahrens wurde der Gesetzentwurf um die 
beabsichtigte Einführung eines neuen § 107a LBG ergänzt. Hierzu hat das Minis-

terium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport eine gesonderte Ver-
bandsanhörung durchgeführt. Die Regelung betrifft ausschließlich Bewerberin-

nen und Bewerber für den Polizeivollzugsdienst. 

Mit § 107a LBG soll eine Rechtsgrundlage geschaffen werden, um nach Ab-
schluss eines Einstellungsverfahrens bestimmte Daten von Bewerberinnen und 

Bewerbern zu speichern, deren Einstellung wegen fehlender charakterlicher 

Eignung abgelehnt wurde. Unter engen Voraussetzungen werden auch Fälle er-
fasst, in denen eine Bewerbung zurückgenommen wurde, obwohl nach dem 
Stand der bis dahin getroffenen Feststellungen eine Ablehnung wegen fehlen-
der charakterlicher Eignung gerechtfertigt gewesen wäre. 

Der DGB berücksichtigt bei seiner Bewertung insbesondere die fachgewerk-
schaftliche Einschätzung der Gewerkschaft der Polizei (GdP). Die GdP Schles-

wig-Holstein hat die vorgesehene Einführung des § 107a LBG ausdrücklich posi-
tiv bewertet und sieht darin eine praktikable Lösung, die zugleich den 
Erfordernissen im Zusammenhang mit der Stärkung der Verfassungstreue 

Rechnung trägt. Der DGB schließt sich dieser fachgewerkschaftlichen Bewer-

tung an und unterstützt die Einführung des § 107a LBG in der vorgelegten 
Form. 

Positiv hervorzuheben ist, dass die Regelung keine pauschale oder unbefristete 

Speicherung entsprechender Erkenntnisse ermöglicht. Voraussetzung ist viel-

mehr eine einzelfallbezogene Prüfung. Die Speicherung ist nur zulässig, wenn 

aufgrund von Art und Schwere der zugrunde liegenden Tatsachen sowie ihres 

Bezugs zu den besonderen Anforderungen des Polizeivollzugsdienstes zu 
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erwarten ist, dass diese auch in einem erneuten Einstellungsverfahren weiter-
hin von erheblicher Bedeutung sein werden. Zudem muss das öffentliche Inte-

resse an der Speicherung das Interesse der Bewerberin oder des Bewerbers an 

der Löschung wesentlich überwiegen. 

Ebenso ist zu begrüßen, dass eine frühere Ablehnung keine Bindungswirkung 
für ein späteres Bewerbungsverfahren entfaltet. Die charakterliche Eignung 

muss bei einer erneuten Bewerbung unter Berücksichtigung der dann aktuel-
len Verhältnisse erneut geprüft werden. Zudem dürfen gespeicherte Daten für 

die Auswahlentscheidung nur verwendet werden, soweit sie zu diesem Zeit-
punkt weiterhin erheblich sind. Die Tilgungs- und Verwertungsregelungen des 
Bundeszentralregistergesetzes bleiben ausdrücklich gewahrt. 

Die vorgesehene Regelung enthält darüber hinaus Prüffristen und Löschungs-
pflichten. Die Prüffrist ist so kurz wie möglich zu bemessen und darf fünf Jahre 
nicht überschreiten. Eine weitere Speicherung setzt jeweils eine erneute Prü-

fung der Speichervoraussetzungen voraus. Insgesamt gilt eine Höchstspeicher-

dauer von fünfzehn Jahren. 

Der DGB begrüßt insbesondere, dass die Gesetzesbegründung ausdrücklich 
klarstellt, dass bloße Verdachtsmomente, nicht hinreichend belegte Zuschrei-

bungen oder mehrdeutige Symbole für eine negative Bewertung nicht ausrei-

chen. Erforderlich bleiben konkrete und hinreichend gesicherte Tatsachen so-

wie eine Gesamtwürdigung des Einzelfalls, bei der auch die zwischenzeitliche 

persönliche Entwicklung zu berücksichtigen ist. 

Vor diesem Hintergrund unterstützt der DGB die vorgeschlagene Regelung des 
§ 107a LBG und schließt sich der positiven fachgewerkschaftlichen Bewertung 
der GdP an. 

 

Zur Modernisierung der Formerfordernisse 

Den Abbau nicht mehr erforderlicher Schriftformerfordernisse und die Ermögli-

chung elektronischer Kommunikation bewertet der DGB grundsätzlich positiv. 
Die Textform kann Verwaltungsverfahren vereinfachen und beschleunigen. 

Dabei muss gewährleistet sein, dass Beschäftigte keine Nachteile hinsichtlich 
Zugangsnachweis, Fristwahrung und Beweisbarkeit erleiden. Dies gilt insbe-

sondere bei gesetzlichen Ausschlussfristen. Elektronische Eingänge sollten des-

halb zuverlässig bestätigt werden und die zulässigen Kommunikationswege 
müssen für die Beschäftigten eindeutig erkennbar sein. 

Der DGB erkennt ausdrücklich an, dass die Landesregierung Hinweise aus der 
frühzeitigen Beteiligung aufgegriffen und den Entwurf an mehreren Stellen wei-

terentwickelt hat. Das Beteiligungsgespräch vom 10. Juni 2026 hat dazu beige-

tragen, unterschiedliche Positionen sachlich zu erörtern und konkrete Verbes-

serungen zu erreichen. Dieses frühzeitige Beteiligungsformat bewertet der DGB 
positiv. 



 

Seite 7/7 

Auch die im laufenden Verfahren ergänzte Regelung des § 107a LBG wird nach 
fachgewerkschaftlicher Bewertung durch die GdP vom DGB unterstützt. 

Gleichzeitig enthält der Gesetzentwurf weiterhin Regelungen, die aus Sicht der 
Beschäftigten einer Nachbesserung bedürfen. Dies betrifft insbesondere die 

Verlängerung der zustimmungsfreien Abordnung, die Begrenzung des Nach-
teilsausgleichs, die Ausgestaltung der fiktiven Beurteilungsfortschreibung so-

wie die besonderen Auswirkungen des Beurteilungsrechts im Schulbereich. 

Der DGB bittet darum, diese Punkte im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu 
berücksichtigen. 

 

Mit freundlichen Grüßen  

 

Olaf Schwede  


